
Auszug aus der 

VERORDNUNG (EU) Nr. 651/2014 DER KOMMISSION  

vom 17. Juni 2014  

zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in 

Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union  

in der Fassung der 

VERORDNUNG (EU) 2023/1315 DER KOMMISSION 

vom 23. Juni 2023 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter 

Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des 

Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union und der Verordnung (EU) 2022/2473 zur 

Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen zugunsten von in der 

Erzeugung, Verarbeitung und Vermarktung von Erzeugnissen der Fischerei und der Aquakultur 

tätigen Unternehmen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags 

über die Arbeitsweise der Europäischen Union 

(AGVO) 

 

ABSCHNITT 4  

Beihilfen für Forschung und Entwicklung und Innovation  

 

Artikel 25  

Beihilfen für Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 

1. Beihilfen für Forschungs- und Entwicklungsvorhaben […] sind im Sinne des Artikels 107 

Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach 

Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraussetzungen des vorliegenden 

Artikels und des Kapitels I erfüllt sind. 

 

2. Der geförderte Teil des Forschungs- und Entwicklungsvorhabens  muss vollständig einer 

oder mehreren der folgenden Kategorien zuzuordnen sein:  

 

a) Grundlagenforschung,  

 

b) industrielle Forschung,  

 

c) experimentelle Entwicklung,  

 

d) Durchführbarkeitsstudien.  

 

3. Die beihilfefähigen Kosten von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben sind einer dieser 

Forschungs- und Entwicklungskategorien zuzuordnen. Dabei handelt es sich um  

 



a) Personalkosten: Kosten für Forscher, Techniker und sonstiges Personal, soweit diese 

für das Vorhaben eingesetzt werden; 

 

b) Kosten für Instrumente und Ausrüstung, soweit und solange sie für das Vorhaben 

genutzt werden. Wenn diese Instrumente und Ausrüstungen nicht während ihrer 

gesamten Lebensdauer für das Vorhaben verwendet werden, gilt nur die nach den 

Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung ermittelte Wertminderung während 

der Dauer des Vorhabens als beihilfefähig;  

 

c) Kosten für Gebäude und Grundstücke, soweit und solange sie für das Vorhaben 

genutzt werden. Bei Gebäuden gilt nur die nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer 

Buchführung ermittelte Wertminderung während der Dauer des Vorhabens als 

beihilfefähig. Bei Grundstücken sind die Kosten des wirtschaftlichen Übergangs oder 

die tatsächlich entstandenen Kapitalkosten beihilfefähig;  

 

d) Kosten für Auftragsforschung, Wissen und für unter Einhaltung des Arm's-length-

Prinzips von Dritten direkt oder in Lizenz erworbene Patente sowie Kosten für 

Beratung und gleichwertige Dienstleistungen, die ausschließlich für das Vorhaben 

genutzt werden; 

 

e) zusätzliche Gemeinkosten und sonstige Betriebskosten (unter anderem für Material, 

Bedarfsartikel und dergleichen), die unmittelbar durch das Vorhaben entstehen; 

unbeschadet des Artikels 7 Absatz 1 Satz 3 können diese Kosten von Forschungs- und 

Entwicklungsvorhaben alternativ anhand eines vereinfachten Kostenansatzes in 

Form eines pauschalen Aufschlags von bis zu 20 % auf den Gesamtbetrag der 

beihilfefähigen Kosten des Forschungs- und Entwicklungsvorhabens nach den 

Buchstaben a bis d berechnet werden. In diesem Fall werden die für die Bestimmung 

der indirekten Kosten herangezogenen Kosten des Forschungs- und 

Entwicklungsvorhabens anhand der üblichen Rechnungslegungsverfahren ermittelt 

und umfassen ausschließlich die beihilfefähigen Kosten des Forschungs- und 

Entwicklungsvorhabens nach den Buchstaben a bis d. 

 

4. Die beihilfefähigen Kosten von Durchführbarkeitsstudien sind die Kosten der Studie.  

 

5. Die Beihilfeintensität pro Beihilfeempfänger darf folgende Sätze nicht überschreiten:  

 

a) 100 % der beihilfefähigen Kosten für Grundlagenforschung,  

 

b) 50 % der beihilfefähigen Kosten für industrielle Forschung,  

 

c) 25 % der beihilfefähigen Kosten für experimentelle Entwicklung,  

 

d) 50 % der beihilfefähigen Kosten für Durchführbarkeitsstudien. 

 

6. Die Beihilfeintensitäten für industrielle Forschung und experimentelle Entwicklung 

können im Einklang mit den Buchstaben a bis d auf bis zu 80 % der beihilfefähigen 

Kosten angehoben werden, wobei die Buchstaben b, c und d nicht miteinander 

kombiniert werden dürfen:  

 



a) um 10 Prozentpunkte bei mittleren Unternehmen und um 20 Prozentpunkte bei 

kleinen Unternehmen;  

 

b) um 15 Prozentpunkte, wenn eine der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist:  

i) das Vorhaben beinhaltet die wirksame Zusammenarbeit  

− zwischen Unternehmen, von denen mindestens eines ein KMU ist, oder wird 

in mindestens zwei Mitgliedstaaten oder einem Mitgliedstaat und einer 

Vertragspartei des EWR-Abkommens durchgeführt, wobei kein einzelnes 

Unternehmen mehr als 70 % der beihilfefähigen Kosten bestreitet,  

oder 

− zwischen einem Unternehmen und einer oder mehreren Einrichtungen für 

Forschung und Wissensverbreitung, wobei letztere mindestens 10 % der 

beihilfefähigen Kosten trägt/tragen und das Recht hat/haben, ihre eigenen 

Forschungsergebnisse zu veröffentlichen; 

ii) die Ergebnisse des Vorhabens finden durch Konferenzen, Veröffentlichung, 

Open-Access-Repositorien oder durch gebührenfreie Software beziehungsweise 

Open-Source-Software weite Verbreitung;  

iii) der Beihilfeempfänger verpflichtet sich, für Forschungsergebnisse geförderter 

Forschungs- und Entwicklungsvorhaben, die durch Rechte des geistigen 

Eigentums geschützt sind, zeitnah nichtausschließliche Lizenzen für die Nutzung 

durch Dritte im EWR zu Marktpreisen diskriminierungsfrei zu erteilen;  

iv) das Forschungs- und Entwicklungsvorhaben wird in einem Fördergebiet 

durchgeführt, das die Voraussetzungen des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe a 

AEUV erfüllt; 

 

c) um 5 Prozentpunkte, wenn das Forschungs- und Entwicklungsvorhaben in einem 

Fördergebiet durchgeführt wird, das die Voraussetzungen des Artikels 107 Absatz 3 

Buchstabe c AEUV erfüllt;  

 

d) um 25 Prozentpunkte, wenn das Forschungs- und Entwicklungsvorhaben  

i) von einem Mitgliedstaat im Anschluss an ein offenes Verfahren ausgewählt 

wurde, um Teil eines Vorhabens zu werden, das von mindestens drei 

Mitgliedstaaten oder Vertragsparteien des EWR-Abkommens gemeinsam 

konzipiert wurde, und  

ii) eine wirksame Zusammenarbeit zwischen Unternehmen in mindestens zwei 

Mitgliedstaaten oder Vertragsparteien des EWR-Abkommens beinhaltet, wenn es 

sich bei dem Beihilfeempfänger um ein KMU handelt, oder in mindestens drei 

Mitgliedstaaten oder Vertragsparteien des EWR-Abkommens, wenn es sich bei 

dem Beihilfeempfänger um ein großes Unternehmen handelt, und  

iii) mindestens eine der beiden folgenden Voraussetzungen erfüllt:  

− die Ergebnisse des Forschungs- und Entwicklungsvorhabens finden in 

mindestens drei Mitgliedstaaten oder Vertragsparteien des EWR-Abkommens 

durch Konferenzen, Veröffentlichung, Open-Access-Repositorien oder durch 

gebührenfreie Software beziehungsweise Open-Source-Software weite 

Verbreitung oder  

− der Beihilfeempfänger verpflichtet sich, für Forschungsergebnisse geförderter 

Forschungs- und Entwicklungsvorhaben, die durch Rechte des geistigen 

Eigentums geschützt sind, zeitnah nichtausschließliche Lizenzen für die 

Nutzung durch Dritte im EWR zu Marktpreisen diskriminierungsfrei zu 

erteilen. 



7. Die Beihilfeintensität für Durchführbarkeitsstudien kann bei mittleren Unternehmen 

um 10 Prozentpunkte und bei kleinen Unternehmen um 20 Prozentpunkte erhöht 

werden. 


